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Mitwirkung: Stellungnahmen kantonale und kommunale Amtsstellen 6. März 2018 
 
 
 
  Mitwirkende Stelle: Stellungnahme Vorprüfung: 

 
Stellungnahme Mitwirkung: 
 

Stellungnahme Verfasser 

1. Kanton: Bau- und Raum-
entwicklungs-departement 
Amt für Raumentwicklung 
und Verkehr ARV 
 

Keine schriftliche Stellungnah-
me: 
Vorschlag Mediation 
Marcel Muri KEEAS 

 
 
 
Die Fachstelle Fuss- und Velo-
verkehr beantragt, folgende 
Auflage aufzunehmen: 
Der bestehende Wanderweg 
muss während der Bauphase 
sicher begehbar sein. Bei Fra-
gen oder Problemen zum Wan-
derweg soll der zuständige 
Bezirksleiter frühzeitig einbezo-
gen werden. 
 

 
 
 
Wurde mit Art. 26 Abs. 7 bBV 
umgesetzt.  
«Der südlich des Quartierplanperi-
meters entlang der Bahnhofstrasse 
verlaufende Wanderweg muss wäh-
rend der Bauphase(n) sicher begeh-
bar sein.» 
 
 

2. Kanton: Bau- und Raum-
entwicklungs-departement 
Amt für Wald und Land-
schaft AWL 
Abt. Naturgefahren 

Die Massnahmen zum Schutz 
vor Überschwemmung sind – 
wie im Bericht zum Quartierplan 
sowie in den besonderen Bau-
vorschriften beschrieben – im 

Neue Stellungnahme mit identi-
schem Inhalt 
(Gebühr 65.- Fr.): 
 
Die Vorgaben des Quartier-

Wurde unteranderem mit Art. 11 
bBV umgesetzt.  
 
Das Quartierplangebiet befindet 
sich heute in der Gefahrenzone 



Rahmen des Baubewilligungs-
verfahrens aufzuzeigen.  
Quartierplangenehmigung kann 
in Aussicht gestellt werden. 
 

plans sind mit den Gefahrenzo-
nen nach den Bestimmungen 
der Gefahren-karte vereinbar. 
Aus Sicht des AWL, Abt. Na-
turgefahren, kann dem Quar-
tierplan somit zugestimmt wer-
den. 
 
Antrag zur Aufnahme folgender 
Auflage: Die Massnahmen zum 
Schutz vor Überschwemmung 
sind – wie im Quartierplan in 
den Bes. Bauvorschriften be-
schrieben – im Rahmen des 
Baubewilligungs-verfahrens 
aufzuzeigen. 
 
 

3. Nach der Realisierung des 
Hochwasserschutzprojektes 
Kleine Schliere Alpnach wird der 
Perimeter in der Gefahrenzone 
gelb-weiss / Restgefährdung 
liegen. (Hinweisbereich auf eine 
Restgefährdung durch Grosser-
eignisse mit sehr geringer Eintre-
tenswahrscheinlichkeit (> 300 
Jahr).  
 
Ist im Rahmen des entsprechen-
den Baubewilligungsverfahrens 
zu lösen. 
 

3. Kanton: Bildungs- u. Kultur-
departement. 
Kantonale Denkmal- 
Pflegekommission KDK 

1. Aus Sicht des Ortsbild- und 
Umgebungsschutzes vermag 
der vorliegende Teil-
Quartierplan noch nicht in allen 
Punkten zu befriedigen. 
2. Bei der Weiterbearbeitung 
des Quartierplanentwurfs sind 
die Vorgaben gemäss den Er-
wägungen zu beachten. 
Die KDK nimmt spätestens im 
Rahmen der definitiven Eingabe 
erneut zum Quartierplan Stel-
lung. 
 

Die KDK hat am 22.12.16 im 
Rahmen des Vorprüfungsver-
fahrens zum Quartierplanent-
wurf Stellung genommen. Seit-
her hat sich der Quartierplan-
entwurf nur unwesentlich ver-
ändert. Die Stellungnahme der 
KDK ist somit nach wie vor 
gültig. 
 
-  
 
 
 
 

Wurde geklärt 
Kommentar bd:  
Klärung an Sitzung 27.3.17 

- BB Art. 17: 4 Geschosse 
sind (bedingt) möglich. 

- BB Art. 18 Ortsbildschutz 
mit erhöhten Anforde-
rungen  Perimeter mit 
erhöhten Anforderungen. 

4. Kanton: Volkswirtschaftsde-
partement 
Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt ALU, Abt. Umwelt 
 
Gebühr: 195.- Fr. 

Lärmschutz: Aus einer Grob-
analyse der Gemeindestrassen 
Alpnach geht hervor, dass die 
Bahnhofstrasse trotz Pfläste-
rung keine Immissionsgrenz-
wert-überschreitungen verur-

Identische Stellungnahme. 
 
Lärmschutz: Dem Quartierplan 
wird aus Sicht des Lärmschut-
zes zugestimmt. 
 

Wird zur Kenntnis genommen 
 
 
 
 
 



sacht. 
 
Altlasten: Bau- und Aushub-
arbeiten auf der P. 302 sind von 
einer Altlastenfachperson zu 
begleiten und zH ALU zu do-
kumentieren. Belasteter Aushub 
ist nach einer allenfalls erforder-
lichen Schadstoffanalyse fach-
gerecht zu entsorgen. 
 
Grundwasser: Einbauten wie 
Untergeschosse, Spundwände, 
Pfählungen etc., welche unter 
den höchsten Grundwasser-
spiegel reichen, bedürfen (...) 
einer Gewässerschutzbewilli-
gung des ALU. Die Erteilung 
(...) erfolgt auf der Grundlage 
eines hydrogeo-logischen Gut-
achtens bzgl. Bauten im 
Grundwasser. Das Gutachten 
ist im Baubewilligungs- 
Verfahren (...) einzureichen. 
 

 
Auflagen: 
Altlasten: Bau- und Aushubar-
beiten auf der P. 302 sind von 
einer Altlastenfachperson zu 
begleiten und zH ALU zu do-
kumentieren. Belasteter Aus-
hub ist nach einer allenfalls 
erforderlichen Schadstoffanaly-
se fachgerecht zu entsorgen. 
 
Grundwasser: Eine Gewässer-
schutzbewilligung ist bei Erfor-
dernis im Rahmen des Baube-
willigungs-verfahrens einzuho-
len. 
 
Gebühr 130.- Fr. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ist im Rahmen des entsprechen-
den Baubewilligungsverfahrens 
zu lösen. 
 
 
 
 
 
 
Ist im Rahmen des entsprechen-
den Baubewilligungsverfahrens 
zu lösen. 

5. Kanton: Amt für Arbeit AA 
 
Gebühr: 100.- Fr. 

Gestützt auf Art. 5 Feuerwehr-
gesetz kann das Bauvorhaben 
unter folgenden Auflagen bewil-
ligt werden: 
- Brandschutznachweis und 
Pläne sind mit dem Baugesuch 
einzureichen. 
- Auflagen Feuerwehr (Einsatz-
fahrzeuge): Die erforderlichen 
Abklärungen sind vor Bauein-
gabe mit dem Feuerwehrkom-
mando vorzu-nehmen und im 
Brandschutz-nachweis aufzu-
zeigen. 

Identische Stellungnahme. 
 
Brandschutznachweis und Plä-
ne: 
Neubauten und wesentliche 
bauliche und betriebliche Ände-
rungen an bestehenden Bauten 
und Anlagen unterstehen der 
feuerpolizeilichen Bewilligungs-
pflicht. Für die Planung und 
Ausführung sind die Feuer-
schutz-gesetzgebung und die 
Schweizerischen Brandschutz-
vorschriften der Vereinigung 

Ist im Rahmen des entsprechen-
den Baubewilligungsverfahrens 
zu lösen. 



 kantonaler Feuerwehren VKF 
verbindlich.  
Sämtliche Brandschutznach-
weise und die dazugehörenden 
Pläne sind mit dem Baugesuch 
einzureichen. 

6. Gemeinde: Feuerwehr 1. Im Bereich der Tiefgaragen-
Einfahrt hinter dem Gemeinde-
haus muss ein Hydrant erstellt 
werden. 
2. Die Zufahrt für Hubretter zu 
den Gebäuden muss eine Brei-
te von 3.5 Metern aufweisen. 
3. Die Decke der Tiefgarage 
muss jeweils eine Nutzlast von 
min. 25 Tonnen aufweisen. 
4. Allfällige Standplätze für Hub-
retter, Feuerwehrzufahrten und 
Absperrpfosten werden anläss-
lich der jeweiligen Baubewilli-
gung erteilt. 
5. Einbau von Schlüsselrohren 
wird ebenfalls im Zuge der je-
weiligen Baubewilligung erteilt. 
 

Identische Stellungnahme. Ist im Rahmen des entsprechen-
den Baubewilligungsverfahrens 
zu lösen. 

7. Gemeinde: Wasserversor-
gung 

Das Baugebiet ist bereits grob-
erschlossen. Um den von der 
Feuerwehr im Bereich der Tief-
garageneinfahrt festgelegten 
Hydranten zu erschliessen, 
muss zusätzlich eine Verbin-
dungsleitung (...) erstellt wer-
den. Die Erstellung (inkl. Hyd-
rant) erfolgt vollumfänglich zu 
Lasten der Wasserversorgung. 
Die Feinerschliessung hat direkt 
ab den Groberschliessungs-
leitungen zu erfolgen und ist 
durch die Grundeigentümerin im 

Identische Stellungnahme. Dies wurde im Plan Ver- und 
Entsorgung, 1:500 orientierend 
aufgezeigt.  
 



Quartierplanverfahren aufzuzei-
gen. 
 
 
 
 

8. EWO Der Perimeter ist heute bereits 
überbaut. Die elektrische Gro-
berschliessung für die Neubau-
ten wird das EWO von der TS 
Schlosshof planen. 
Für die Feinerschliessung müs-
sen Rohr- und Kabelanlagen 
neu geplant und gebaut wer-
den. Dazu beabsichtigt das 
EWO eine oder zwei neue Ver-
teilkabinen an zentraler Lage im 
Quartierplan-perimeter zu er-
stellen. 
Wir bitten die Projektverantwort-
lichen vor Auflage des öffentli-
chen Quartierplan-verfahrens 
mit dem EWO Kontakt aufzu-
nehmen und das Vorgehen zu 
besprechen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Keine neue Stellungnahme. Wurde mit Art. 26 Abs. 4 bBV 
umgesetzt.  
 
«Die elektrische Groberschliessung 
für die Neubauten wird das EWO von 
der Trafostation Schlosshof aus 
planen. Es werden eine oder zwei 
neue Verteilkabinen an zentraler 
Lage im Quartierplanperimeter er-
stellt.» 
 
 
Mit dem EWO wurde im Rahmen 
der Vorabklärung Kontakt aufge-
nommen (Leiter Netzplanung 
Franz von Flüe). Da keine kon-
kreten Bauprojekte im Quartier-
plan DZO definiert sind, konnten 
die 1-2 Kabelverteilkästen noch 
nicht definitiv platziert werden.  
 
Die drei möglichen Standorte pro 
Baubereich wurden im Freiraum-
plan (inkl. Bebauungsstudie), 
1:500 orientierend eingezeichnet, 
dies erfolgte in Absprache mit 
Werner Amstutz bzw. Marcel 
Muri / KEEAS (Besprechung 
26.3.17). 

9. Entsorgungszweck-verband 
Obwalden 

Für die Entsorgung von Gebüh-
ren 
säcken ist ein zentraler Standort 

Identische Stellungnahme. 
(Bezüglich der damaligen Stel-
lungnahme hat sich nichts ge-

Die drei möglichen Standorte pro 
Baubereich wurden im Freiraum-
plan (inkl. Bebauungsstudie), 



für private Gebührensack-
container im geplanten Quartier 
vorzusehen. Der Standort muss 
so dimensioniert werden, damit 
genügend Gebührensack-
container vom ganzen Quartier 
Platz haben. 
Das Kehrichtfahrzeug (3-
Achser) muss direkt zum 
Standort, für die Entleerung der 
Container, fahren können. 
Es ist darauf zu achten, dass 
der Standort an einer durch-
gängigen Strasse liegt.  
 

ändert.) 1:500 orientierend eingezeichnet. 
Diese sind zentral und gut zu-
gänglich angeordnet. Die Zufahrt 
eines Kehrichtfahrzeugs kann 
gewährleistet werden.  
 
Dies entspricht den Vorgaben. 

10. Beratungsstelle Hindernisfrei 
Bauen Nid- und Obwalden 

Die baulichen Anforderungen 
haben sich nach SIA 500 und 
SN 640 075 Strasse und Ver-
kehr zu richten und sind einzu-
halten. 
Eine abschliessende Stellung-
nahme erfolgt bei der Bauein-
gabe. 
 
 

Identische Stellungnahme 
(Wir verweisen auf unsere Stel-
lungnahme vom 5.10.17. Ab-
schliessende Stellungnahmen 
erfolgen bei den jeweiligen 
Baueingaben.) 

Ist im Rahmen des entsprechen-
den Baubewilligungsverfahrens 
zu prüfen und lösen. 

Mitwirkung: Stellungnahmen Privatpersonen 6. März 2018 
 
 Mitwirkende Stelle: Stellungnahme Vorprüfung: 

 
Stellungnahme Mitwirkung: 
 

Stellungnahme Verfasser 

1. Privatperson - 
 

Parzelle 1285 ist dem Bereich 
A zuzuteilen. 
Alternativzufahrt b’ ist zu strei-
chen. 
 

Es fehlen nachvollziehbare Be-
gründungen für diese Bedingung 
/ Auflage. 
 
Gespräche mit den Grundeigen-
tümern anstreben; 
Auflage wird akzeptiert 
 

2.  Privatperson - Bestandesgarantie gemäss Art. 
54 BauG soll für Parkplätze und 

Die Eigentums- oder Bestandes-
garantie ist im Art. 54 BauG hin-



Bauten gelten, bis ein Bauge-
such für die entsprechende 
Parzelle eingereicht wird oder 
wesentliche Änderungen am 
Bestand erfolgen. 

reichend geregelt.  
 
Die Frage stellt sich, warum be-
reits mit Einreichung eines Bau-
gesuches ein allfälliges Recht auf 
Weiterbestand einer Anlage / 
einer Baute in Frage gestellt 
werden soll und ab wann Ände-
rungen am Bestand «wesentlich» 
sind?   
 
Gespräche mit den Grundeigen-
tümern anstreben; Auflage ak-
zeptieren, da nur im Planungsbe-
richt und nicht in den besonderen 
Bau-vorschriften (bBV). 
 

3. Privatperson - Parkplätze sind im Freiraum-
plan nicht abzubilden, da es 
sich nicht um den heutigen 
Bestand handelt und die Neu-
anordnung im Rahmen der 
Baugesuche erfolgt. 
 

Die abgebildeten Parkplätze sind 
teilweise gemäss Bestand, teil-
weise gemäss Bebauungsstudie 
platziert. Der Plan ist orientie-
rend, somit haben die Planinhalte 
(wie etwa Parkfelder oder Bäu-
me) keine Verbindlichkeit. 
 
Die Parkfelder sollen belassen 
werden, alternativ sollen die 
Parkfelder im neuen und orientie-
renden Konzeptplan Feuerwehr 
eingetragen werden. 
 

4. Privatperson - Ergänzung Konzeptplan Feu-
erwehr (orientierend). 
 

Auflage wird akzeptiert 
 

5. Privatperson - Verlegung Entsorgungsstelle 
Chilemattli / Grüneckweg an die 
Bahnhofstrasse in Abstimmung 
mit Techn. Administration Alp-
nach. 

Auflage wird akzeptiert 
 



 
6. Privatperson - BB Art. 22 Abs. 3 und Abs. 4 

(Abgeltung bzw. Ablösung von 
Spiel- und Freizeitflächen) sind 
zu streichen. 
 
BB Art. 24 Abs. 4 und Abs. 5 
(Abgeltung bzw. Ablösung Par-
kierung MFZ) sind zu streichen.  
 
(Zugehörige Passagen im Be-
richt ebenfalls.) 
 

Die explizite Erwähnung der 
Möglichkeit einer Abgeltung / 
Ablösung von Spiel- und Freizeit-
flächen kann gestrichen werden. 
Nach wie vor gilt auch dann der 
entsprechende BZR Art. 13 Abs. 
3: 
«Sofern in der Kernzonen 1 und 3 
die Erstellung eines Kinderspielplat-
zes auf dem Baugrundstück nicht 
realisiert werden kann, ist eine 
zweckgebundene Entschädigung zu 
entrichten. Die Abgeltung kann nur 
beansprucht werden, wenn sich 
mindestens zwei Drittel des Grund-
stückes in der Kernzone 1 oder 3 
befinden.» 
 
Dasselbe gilt für die Parkierung, 
wo im BZR Art. 8 Abs. 3 allfällige 
Ersatzabgaben geregelt sind: 
«(Wo die Einrichtung von Abstell-
plätzen auf privatem Boden nicht 
möglich ist, kann der Bauherr ver-
pflichtet werden, die erforderliche 
Abstellfläche auf einem in der Nähe 
seiner Liegenschaft befindlichen 
Grundstück bereitzustellen oder sich 
an einer Gemeinschaftsanlage zu 
beteiligen und entsprechende Bei-
träge zu leisten. Die Beteiligungs-
pflicht ist als öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkung im Grund-
buch anzumerken.» 

Gespräche mit den Grundeigen-
tümern anstreben; 
 
Auflage wird akzeptiert 
 



 
7. Privatperson - BB Art. 27 Abs. 7 Strassen-

meister 
 

Auflage wird akzeptiert 
 

     
Hinweise: 
 
1.   Fahrwegberechtigungen, Nä-

her- und Grenzbaurechte sind 
mit QPL nicht geregelt, sondern 
mittels privatrechtlicher Verträ-
ge nach Erlass QPL zu klären. 
 

i.O. 

2.   Hinweis auf Landumlegungen  
Art. 16 ff BauG 

i.O. 
 
 

3.   Keine Begrenzung der Park-
platzanzahl via Allmendstrasse. 
 

i.O. 
 

4.   Keine Erwähnung vorsorglicher 
Beweisaufnahmen im QPL. 

i.O. 
 
 

5.   Aufteilung und Anzahl Entsor-
gungsstellen 
 

i.O. 

6.   Mit Bestimmungen zum Orts-
bildschutz, Schutzobjekt regio-
nal sowie Perimeter mit erhöh-
ten Anforderungen werden die 
Rückmeldungen der Denkmal-
pflege erfüllt. 
 

Rückmeldung Denkmalpflege ist 
noch nicht bekannt. 
 

     
 


	596 QDA

